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Aus den VÖB-Instituten 

Angesichts der veränderten wirtschaftlichen Entwicklung 

hat das Land Sachsen-Anhalt im Oktober 2009 eine 

Ausnahmeregelung zur Förderung von spezifischen Be-

ratungsleistungen für Unternehmen während der Finanz- 

und Wirtschaftskrise in das Beratungshilfeprogramm der 

Investitionsbank Sachsen-Anhalt  integriert.  

Zu den Änderungen:  

- Erweiterung des Beratungsgebietes „Risikomana-

gement“ auf  Beratungen zur Bewältigung von Risi-

ken resultierend aus der Finanz- und Wirtschafts-

krise mit der Möglichkeit der Erstellung von Konso-

lidierungskonzepten, 

- förderfähig ist auch die Erstellung von modifizierten 

Businessplänen und Unternehmenskonzepten,  

- Möglichkeit der Förderung von Beratungsleistungen 

und unterstützenden Maßnahmen zur Integration 

von Unternehmen in europäische Projekte, 

- Erhöhung der Förderung der Beratungsleistungen 

eines Unternehmensberaters auf 75 Prozent.  

 

Das Beratungshilfeprogramm richtet sich an mittelständi-

sche Unternehmen in Sachsen-Anhalt, die älter sind als 

fünf Jahre. 

 

Im Rahmen ihres „IBB-Wachstumsprogramms“ vergibt 

die Investitionsbank Berlin  (IBB) seit November 2009 

auch Kredite für Um- und Anschlussfinanzierungen, zur 

Vorfinanzierung von Aufträgen sowie zur Finanzierung 

von Betriebsmitteln. Bisher konnten über dieses Pro-

gramm lediglich Investitionen und damit im Zusammen-

hang stehende Betriebsmittel finanziert werden. 

Für Betriebsmittelkredite übliche „schwankende“ Linien 

können nur innerhalb des Konsortialanteils der Haus-

bank mit Kontokorrentverhältnis zum Kunden gewährt 

werden. Der Konsortialanteil aus dem IBB-

Wachstumsprogramm bleibt beschränkt auf Block- bzw. 

Sockelfinanzierungen mit fester Laufzeit. Die Kreditlauf-

zeit kann bis zu zehn Jahre betragen. 

 

Existenzgründer sowie kleine und mittlere Berliner Un-

ternehmen können seit November 2009 bei der Investi-

tionsbank Berlin  (IBB) Mikrokredite bis zu einer Höhe 

von 25.000 Euro im vereinfachten Verfahren erhalten. 

Bisher war dies nur bei Mikrokrediten bis zu einer Ober-

grenze von 10.000 Euro möglich. 

Zu dem vereinfachten Antragsverfahren gehört ein stan-

dardisierter Fragenkatalog über Produkt, Markt, Unter-

nehmerpersönlichkeit und Qualifikation. Bei einer positi-

ven Ersteinschätzung folgt ein persönliches Gespräch 

mit dem Kunden. Darin soll er seine Fähigkeit als Unter-

nehmer darstellen und im Fall einer Existenzgründung 

eine sorgfältige Vorbereitung des Vorhabens nachwei-

sen. Die Vorlage eines Businessplans und einer Rentabi-

litäts- bzw. Liquiditätsplanung ist in der Regel nicht erfor-

derlich. 

Das Gesamtvolumen für die Mikrokredite beträgt sechs 

Millionen Euro und speist sich aus dem KMU-Fonds der 

IBB. Die Hälfte der Mittel kommt aus dem „Europäischen 

Fonds für regionale Entwicklung“ (EFRE). 

 

Die L-Bank  erprobt seit Dezember 2009 den sogenann-

ten SchulBankKredit. Damit unterstützt Baden-

Württemberg als erstes Bundesland den Unternehmer-

geist von Schülern. Realisiert wird die Förderung von 

Schüler- und Juniorenfirmen von der Initiative für Exis-

tenzgründungen und Unternehmensnachfolge – ifex des 

Dezember 2009 



VÖB-MITTELSTAND   Dezember 2009 

2 

Wirtschaftsministeriums Baden-Württemberg und der L-

Bank.  

Der SchulBankKredit eröffnet Schülerinnen und Schülern 

die Möglichkeit, eine Finanzierung für die Gründungs-

phase ihrer Schüler- oder Juniorenfirma zu bekommen. 

An Stelle des Startkapitals aus eigener Tasche, das über 

Eltern oder befreundete Sponsoren organisiert wurde, 

tritt - wie bei den meisten Unternehmensgründungen - 

der Bankkredit. 

Wie bei jedem Gründer, der Fremdkapital benötigt, müs-

sen auch die Schüler- oder Juniorenfirmen einen Kredit-

antrag mit ausgearbeitetem Business- und Finanzie-

rungsplan einreichen. Wenn Geschäftsidee und Busi-

nessplan überzeugen, müssen die Gründer im Bankge-

spräch den Kredit – begleitet von ihrem Lehrer – mit 

Auszubildenden der L-Bank und deren Ausbilder ver-

handeln. Hier entscheidet sich, ob der Antrag abgelehnt 

wird, nachgebessert werden muss oder ein Kreditvertrag 

geschlossen wird.  

Bewerben können sich Schüler- oder Juniorenfirmen ab 

der 7. Klasse aus allgemein bildenden Schulen, die eine 

Schüler- oder Juniorenfirma gründen oder gegründet ha-

ben. Der SchulBankKredit von mindestens 300 Euro und 

höchstens 1.500 Euro wird maximal bis zu 75 Prozent 

der benötigten Gesamtsumme vergeben. 25 Prozent 

muss die Schüler- oder Juniorenfirma selbst aufbringen. 

 

Seit November 2009 verstärken die BayernLB und die 

LfA Förderbank Bayern  ihre Zusammenarbeit in der 

Mittelstandsfinanzierung. Die LfA vergibt ein Globaldar-

lehen im Gesamtvolumen von 100 Millionen Euro, das 

die BayernLB in maßgeschneiderte,  zinsgünstige Ein-

zeldarlehen für ihre mittelständischen Firmenkunden  

umwandelt. Der Vorteil aus der günstigen LfA- Refinan-

zierung kommt in vollem Umfang dem Endkreditnehmer 

zugute. Mit dem  Globaldarlehen können auch die größe-

ren Mittelstandskunden der BayernLB von den Vorzugs-

konditionen profitieren.   

 

Im Oktober 2009 hat die NRW.BANK  der Sparkasse 

Unna ein Globaldarlehen in Höhe von 20 Millionen Euro 

für Mittelstandskredite zur Verfügung gestellt. Es richtet 

sich an mittelständische Unternehmen und Freiberufler. 

Die einzelnen Darlehen kann die Sparkasse Unna in der 

Laufzeit flexibel gestalten und risikogerecht verzinsen. 

 

Um den bayerischen Mittelstand auch in Krisenzeiten un-

ter die Arme zu greifen, hat das Land Bayern im Sep-

tember 2009 zinsverbilligte Darlehen in Höhe von rund 

160 Millionen Euro zur Verfügung gestellt. Die Darlehen 

sollen einer möglichen Kreditklemme entgegenwirken. 

Die zur Zinsverbilligung notwendigen Mittel werden aus 

der Gewinnabführung der LfA Förderbank Bayern  auf-

gebracht.  

Die Förderdarlehen werden überwiegend wie folgt einge-

setzt: 

 

- 70 Millionen Euro Darlehen zur Förderung von 

Konsolidierungsvorhaben von Unternehmen. 

- 35 Millionen Euro Darlehen zu Förderung des 

Umweltschutzes, 

- 20 Millionen Euro zur Technologieförderung für 

den Einsatz und die Anwendung neuer Technolo-

gien in Produkten und Produktionsverfahren, 

- 6 Millionen Euro zur Verstärkung der bayerischen 

regionalen Förderprogramme für die gewerbliche 

Wirtschaft, 

- 25 Millionen Euro für das Sonderprogramm zur 

Qualitätssteigerung im Beherbergungsgewerbe. 

 

 

Seit November 2009 wird in Hessen das Sonderpro-

gramm Betriebsmittelbürgschaften für krisenbetroffene 

kleine und mittlere Unternehmen - im Einzelfall auch 

größere Unternehmen - angeboten. Es beinhaltet im 

Rahmen der bestehenden Bürgschaftsrichtlinien erhöhte 

Bürgschaftsquoten von (bis zu) 80 Prozent der Kredit-

summe. Das Eigenobligo des Kreditinstitutes muss aus 

beihilferechtlichen Gründen grundsätzlich mindestens 

20 Prozent betragen. Ergänzend wird das Antrags- und 

Bearbeitungsverfahren bei Landesbürgschaften 

verschlankt und beschleunigt.  

Anlaufstellen sind die Wirtschafts- und Infrastruktur-

bank Hessen (WIBANK)  und bei Bürgschaftsbeträgen 

bis zu einer Million Euro die Bürgschaftsbank Hessen 

(BB H), die auch erste Auskünfte erteilen.  Die Anträge 

müssen über die Hausbanken eingereicht werden. 
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Seit Dezember 2009 erweitert sich die Förderpalette der 

Investitionsbank Sachsen Anhalt  um das Programm 

„IB ProMi“. Mit IB ProMi wird das bereits seit Februar 

2009 angebotene Finanzierungsprogramm Sachsen-

Anhalt IMPULS MEDIEN ergänzt, das der Finanzierung 

sachsen-anhaltischer Medienunternehmen dient. Wäh-

rend IMPULS MEDIEN Investitionen ansässiger Medien-

firmen unterstützt, ermöglicht das Darlehensprogramm 

IB  ProMi die anteilige Finanzierung von Film- und Fern-

sehproduktionen  durch Darlehen der Investitionsbank. 

Die projektorientierte  Finanzierung dient der Schließung 

von bestehenden  Finanzierungslücken bei Vorhaben, 

deren Verwertungspotential und  wirtschaftliche Er-

folgsaussichten eine Rückführung des Darlehens  erwar-

ten lassen. Die Darlehensvergabe erfolgt grundsätzlich 

zusammen  mit einer weiteren Bank.  

Mit Auflage dieses zweiten Programms für die Medien-

wirtschaft sollen die wirtschaftlichen Effekte dieser krea-

tiven Branche für das Land Sachsen-Anhalt genutzt wer-

den. Auf diese Weise werde es möglich, wirtschaftlich 

noch  interessantere Kino- und Fernsehfilme in Sachsen- 

Anhalt zu  realisieren.  

 

Seit Oktober 2009 können bei der InvestitionsBank des 

Landes Brandenburg (ILB)  die Anträge auf Förderung 

aus dem Programm „Gründung innovativ'“ gestellt wer-

den. Antragsteller können sowohl Existenzgründer/innen 

als auch jene sein, die ein innovativ ausgerichtetes Un-

ternehmen übernehmen. Die Zuschüsse können zwi-

schen 25.000 bis 100.000 Euro betragen, maximal 

75 Prozent der Gesamtausgaben. Förderfähig sind in-

vestive und nicht-investive Maßnahmen - wie z.B. An-

schaffungen für die Einrichtung eines Labors oder von 

hochwertigen Geräten, Baumaßnahmen mit einer För-

dersumme bis zu 50.000 Euro oder Personalkosten zur 

Absicherung eines besonders innovativen Projekts.  

Bis Ende 2011 stehen für das Zuschussprogramm Mittel 

in Höhe von 1,7 Millionen Euro zur Verfügung, die aus 

dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung 

(EFRE) stammen.  

 

 

Gemäß Beschluss der Bundesregierung vom Dezember 

2009 wird die KfW das Sonderprogramm für mittelstän-

dische Unternehmen flexibilisieren. Ziel ist es, die Liqui-

ditätsversorgung der mittelständischen Wirtschaft besser 

zu unterstützen. So können die Unternehmen bereits im 

Voraus die Betriebsmittel für das Gesamtjahr 2010 finan-

zieren. Zusätzlich gibt es längere Auszahlungsfristen und 

größere Gestaltungsmöglichkeiten bei der Rückzahlung. 

Außerdem wurden auch Erleichterungen in der Investiti-

ons-Variante des Sonderprogramms vorgenommen. So 

können langfristige Investitionen nun auf 20 Jahre statt 

15 Jahre finanziert werden, auch eine Verlängerung der 

Freijahre ist vorgesehen. 

In allen Varianten des KfW Sonderprogramms soll eine 

Option für eine längere Zinsbindung der Kreditnehmer 

angeboten werden. Um den europäischen beihilferechtli-

chen Regelungen zu entsprechen, orientieren sich die 

Zinssätze dabei grundsätzlich an den Kapitalmarktzinsen 

für die entsprechenden Laufzeiten. Die Änderungen sol-

len ab 1. Februar 2010 starten.  Einzelheiten dazu unter: 

http://www.kfw-mittelstandsbank.de/DE_Home/Kredite/Die_Foer-

derprogramme_im_Einzelnen/KfW-Sonderprogramm_-_Mittel-

staendische_Unternehmen.jsp 

 

Seit Dezember 2009 wird die bisher auf gewerbliche Un-

ternehmen beschränkte Wirtschaftsförderung der Inves-

titionsbank Berlin (IBB)  auf Bereiche der öffentlichen 

Infrastruktur erweitert. So können öffentliche Unterneh-

men, bei denen das Land mehrheitlicher Gesellschafter 

ist, Investitionen in die Infrastruktur des Landes Berlin 

über das neue Darlehensprogramm „Berlin Infra“ finan-

zieren. „Berlin Infra“ richtet sich an Unternehmen, die in 

folgenden Bereichen tätig sind: 

- Ver- und Entsorgung 

- Verkehrsinfrastruktur/Öffentlicher Personennah-

verkehr 

- Soziale Infrastruktur 

- Bildungs- und Forschungsinfrastruktur 

- IT- und andere wirtschaftsnahe Dienstleistungen 

- Energieeinsparung und Umstellung auf umwelt-

freundliche Energieträger 

- Erschließungsmaßnahmen, einschließlich Auf-

wendungen für Grunderwerb 

- Kommunale Wohnungswirtschaft. 
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Vorgesehen ist, die Finanzierungen im Konsortium mit 

Partnerbanken zu tätigen. Der Kredithöchstbetrag kann 

maximal 100 Millionen Euro betragen, Zinskonditionen 

sind marktüblich. Die IBB refinanziert sich über den Kapi-

talmarkt.  

Über den Rand geschaut 

Die Deutsche Bank und die KfW Bankengruppe  ha-

ben im September 2009 ein Globaldarlehen in Höhe von 

einer Milliarde Euro vereinbart. Im Rahmen der Verein-

barung wird die KfW der Deutschen Bank zinsgünstige 

Finanzierungsmittel für die Kreditvergabe an kleinere und 

größere mittelständische Unternehmen zur Verfügung 

stellen. Der durch das Globaldarlehen erzielte Vorteil 

wird von der Deutschen Bank in Form von zinsgünstigen 

Krediten vollständig an die Unternehmen weitergeben.  

 

Die Deutsche Bank  hat im September 2009 eine neue 

Tochtergesellschaft in der Ukraine eröffnet. Mit der "O-

pen Joint Stock Company" (OJSC) "Deutsche Bank 

DBU" mit Standort in Kiew stärkt die Bank ihre Präsenz 

in Mittel- und Osteuropa. Sie zielt dabei auf multinationa-

le Unternehmen, Mittelständler aus Deutschland und 

Westeuropa sowie auf Firmen und institutionelle Kunden 

in Mittel- und Osteuropa. Schwerpunkt der Geschäftstä-

tigkeit der neuen Tochtergesellschaft ist das Global 

Transaction Banking, also Cash Management, Handels-

Finanzierungen sowie Währungsmanagement.  

In der Ukraine ist die Deutsche Bank seit 1993 mit einer 

Repräsentanz geschäftlich aktiv, seit dem 14. September 

2009 verfügt sie über eine Banklizenz. 

 

Die HypoVereinsbank (HVB)  hat  im Oktober 2009 ihr 

Angebot für ihre rund 300.000 Geschäftskunden (Jah-

resumsatz bis 3 Millionen Euro) erweitert: In Kooperation 

mit der Deutschen Post und Creditreform bietet die Bank 

im Rahmen von "HVB Konto4Business" zahlreiche Zu-

satzleistungen an. 

Das Geschäftskonto bietet eine Guthabenverzinsung, 

kostenlose ec- und Kreditkarte, Finanzsoftware sowie die 

Möglichkeit einer kostenlosen Kontoführung. Zudem er-

halten die Geschäftskunden eine schnelle Kreditent-

scheidung binnen 48 Stunden (bis 50.000 Euro) direkt 

durch den Betreuer vor Ort. Das Leistungspaket enthält 

auch einen Leasinggutschein über 100 Euro.  

Das Onlinetool "Mailingfactory" der Deutschen Post wird 

als bequeme Möglichkeit zur Information über die neue 

Bankverbindung, aber auch für die einfache Erstellung 

von Werbeaussendungen, Briefen, Postkarten etc. ex-

klusiv in das Geschäftskundenportal der HVB integriert. 

Mit dieser Komplettlösung für Werbe- und Infoschreiben 

können HVB-Geschäftskunden künftig individuell, schnell 

und kostengünstig, ohne notwendigerweise eine Werbe-

agentur hinzuziehen zu müssen, aus verschiedensten 

professionell gestalteten Vorlagen Mailings selbst kreie-

ren und versenden. Hierbei können eigene Kundenad-

ressen hochgeladen und auf die Adressdatenbank von 

Deutsche Post Direkt mit über 34 Millionen Adressen zu-

rückgegriffen werden. Produktion, Kuvertierung und Ver-

sand erfolgt dann automatisch durch die Deutsche Post. 

Das "HVB Konto4Business" beinhaltet auch einen Semi-

nargutschein im Wert von etwa 80 Euro: Das Seminar-

angebot reicht von "Forderungsmanagement" mit dem 

Kooperationspartner Creditreform bis hin zu "Kraft der 

Idee" in Kooperation mit der Deutschen Post. Darüber 

hinaus können die Geschäftskunden auf das Marketing 

Know-how der Deutschen Post zurückgreifen. 

Im Rahmen des "HVB Konto4Business" bietet die Bank 

ihren Geschäftskunden, vor allem Einzelhändlern, auch 

die Nutzung von PoS-Terminals (ecKarten-Terminal) zu 

Sonderkonditionen an: In den ersten drei Monaten wer-

den die Terminals kostenlos überlassen (statt 30 Eu-

ro/Monat) mit einem 6-monatigen Sonderkündigungs-

recht. 

Der neue Kooperationspartner Creditreform gewährt 

HVB-Geschäftskunden 100 Euro Rabatt auf eine neue  

Mitgliedschaft.  Die Unternehmen erhalten Zutritt zur 

größten Online-Datenbank über deutsche Unternehmen. 

Zudem können individuelle Informationen aus dem Cre-

ditreform-Datenpool angefordert und Dienstleistungen 

zum Inkasso und Kreditrisikomanagement genutzt wer-

den. 

 

Die HypoVereinsbank und die KfW Bankengruppe  

haben Anfang Dezember 2009 in einen Vertrag über ein 

Globaldarlehen für Mittelstandskredite in Höhe von 500 

Millionen Euro unterzeichnet.  Die HypoVereinsbank wird 
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die Mittel aus dem Globaldarlehen nutzen, um mittel-

ständischen Unternehmen mit einem Jahresumsatz bis 

zu 500 Millionen Euro und großen Unternehmen mit ei-

nem höheren Jahresumsatz zinsgünstige, flexible und 

maßgeschneiderte Kredite zur Verfügung zu stellen. Den 

mit dem Globaldarlehen verbundenen Zinsvorteil gibt die 

Bank in Form von zinsgünstigen Krediten vollständig an 

Unternehmen weiter. 

 

Die Commerzbank  hat Anfang September 2009 ihre 

dritte chinesische Filiale in Tianjin eröffnet. In der neuen 

Filiale werden 10 Mitarbeiter die Kunden vor Ort betreu-

en. Sie begleiten vor allem Tochtergesellschaften deut-

scher Unternehmen in Tianjin sowie in den benachbarten 

Provinzen Shandong, Liaoning, Jilin und Heilongjiang. 

Derzeit sind in diesem Gebiet bereits über 150 deutsche 

Firmen ansässig. Hinzu kommt die Betreuung chinesi-

scher Firmen, die über eine Tochtergesellschaft in 

Deutschland engagiert sind. Das Produktangebot der 

neuen Filiale reicht von Kontoführung und Zahlungsver-

kehr bis zu Devisenkurssicherung und individuellen Fi-

nanzierungsangeboten. 

Vom Politischen Parkett 

Im September 2009 hat die Bundesregierung  beschlos-

sen, den Wirtschaftsfonds Deutschland auch zur Verga-

be von Globaldarlehen an Banken zu nutzen. Die Mittel 

für das verbesserte Kreditangebot werden aus dem 

40 Milliarden Euro umfassenden Etat des KfW-

Sonderprogramms entnommen. Die Banken refinanzie-

ren mit den Globaldarlehen ihre Einzelkredite, die sie im 

eigenen Risiko unter Beachtung der Ziele des KfW-

Sonderprogramms vergeben. Sie richten sich an Unter-

nehmen, die aufgrund der aktuellen Finanz- und Wirt-

schaftskrise vorübergehende Schwierigkeiten haben, je-

doch strukturell gesund und langfristig wettbewerbsfähig 

sind. 

 

Die Bundesregierung  hat Anfang Dezember 2009 be-

schlossen, einen so genannten Kreditmediator einzuset-

zen. Der Kreditmediator soll die Beschwerden der 

Fremdkapital suchenden Unternehmen bündeln und 

konstruktive Lösungen mit der Kreditwirtschaft finden. 

Die Funktion soll Hans-Joachim Metternich, derzeit 

Sprecher der Geschäftsführung der Investitions- und 

Strukturbank Rheinland-Pfalz (ISB) GmbH, bekleiden. 

Der Mediator wird seinen Sitz in Frankfurt am Main ha-

ben. Nach Festlegung des Mediationsverfahrens und 

Aufbau der Strukturen sollen Anträge auf Einleitung einer 

Mediation ab dem 1. März 2010 entgegen genommen 

werden. 

Neues aus der EU 

Die EU-Kommission  hat im November unter dem Titel“ 

Unterstützung der Europäischen Union - Programme für 

KMU“ einen „Überblick über die wichtigsten Finanzie-

rungsmöglichkeiten für europäische KMU“ veröffentlicht. 

Mit diesem Leitfaden sollen die wichtigsten europäischen 

Programme für KMU vorgestellt werden. Er ist in Katego-

rien gegliedert: 

- Bereichsbezogene Finanzierungsmöglichkeiten  

- Strukturfonds 

- Finanzierungsinstrumente  

- Unterstützung für die Internationalisierung von KMU  

- Wo kann ich Hilfe vor Ort erhalten?  

 

Es werden u.a. auch die wichtigsten Websites der ein-

zelnen Programme aufgeführt.  Sie finden den Leitfaden 

unter: 

http://ec.europa.eu/enterprise/newsroom/cf/document.cfm?action=d

isplay&doc_id=4622&userservice_id=1&request.id=0 

Gut zu wissen 

Die Creditreform Analyse "Insolvenzen, Neugründungen 

und Löschungen in Deutschland" ist Anfang Dezember 

2009 erschienen. Creditreform  konstatiert, dass die 

Wirtschaftskrise ihren Tribut fordert. So stieg die Zahl der 

Unternehmensinsolvenzen in 2009 um 16 Prozent auf 

34.300 Fälle (Vorjahr: 29.580). Besonders im verarbei-

tenden Gewerbe nahmen die Insolvenzzahlen um 40 

Prozent zu (3.500 betroffene Unternehmen). Die Zahl der 

insolventen Großunternehmen (Jahresumsatz von mehr 

als 50 Millionen Euro) stieg binnen eines Jahres von 60 

auf rund 200. Der Anstieg der Gewerbeanmeldungen 

(848.000,  Vorjahr 833.300) belege, dass der Schritt in 

die Selbstständigkeit wieder eine Alternative sei. Per 
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Saldo weise die Gründungsbilanz für Deutschland einen 

Zuwachs in Höhe von 107.700 Firmen auf. 7.340 Baufir-

men (plus 24,2 Prozent) ließen sich neu ins Handelsre-

gister eintragen. Das sind 7,4 Prozent aller Neueintra-

gungen. 25.700 der rund 99.000 neuen Unternehmen im 

Handelsregister gehören zum Dienstleistungssektor. 

(26,0 Prozent), 7,0 Prozent stellt das Verarbeitende Ge-

werbe (6.890 Firmen). 

 

 
 

 
 

 
 

Die Langfassung der aktuellen Untersuchung finden Sie 

auf der folgenden Website: 

www.creditreform.de/Deutsch/Creditreform/Aktuelles/Creditreform 

_Analysen/Insolvenzen_Neugruendungen_Loeschungen/index.jsp 

 

Mit Wirkung zum 1. Dezember 2009 ist Herr Prof. Dr. Jo-

hann Eekhoff zum Präsidenten des Instituts für Mit-

telstandsforschung (IfM) Bonn bestellt worden. Prof. 

Dr. Eekhoff, der 1995 an die Universität zu Köln berufen 

wurde, gilt als Verfechter eines ordnungspolitischen An-

satzes in der Wirtschaftspolitik. In seinen wissenschaftli-

chen Arbeiten hat er sich insbesondere mit Fragen des 

Arbeitsmarkts, der sozialen Sicherung und des Gesund-

heitswesens befasst. 

 

Atradius Collections  hat ein Nachschlagewerk zu In-

kassoverfahren auf der ganzen Welt publiziert. Das 

"Atradius International Debt Collections Handbook" ge-

währt Unternehmen einen umfassenden Einblick in die 

lokalen Insolvenzverfahren und Maßnahmen, die zu er-

greifen sind, um Forderungen von insolventen Unter-

nehmen einzutreiben. Es kann englischsprachig im In-

ternet unter www.atradiuscollections.com kostenlos ab-

gerufen werden. 

Vor dem Hintergrund der prognostizierten weltweiten Zu-

nahme von Insolvenzen bietet Atradius Collections sei-

nen Kunden zusätzlich eine "Full Service"-Insolvenz-

lösung mit einem Depot- und Überwachungsdienst für 

Forderungen gegenüber insolventen Unternehmen. Ziel 

sei es hierbei, auch etwa vereinbarte Eigentumsvorbe-

haltsrechte optimal durchzusetzen und so möglichst ei-

nen über die Insolvenzquote hinausgehenden Rückfluss 

aus dem Verfahren zu erzielen.  

Empfehlenswert 

KMU-Finanzierung in Zeiten der Krise: Maßnahmen der 

Mitgliedsorganisationen des AECM, Europäischer Ver-

band der Bürgschaftsbanken (AECM) Brüssel, August 

2009. 
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Sie wollen diesen Newsletter abonnieren? 
Dann schreiben Sie bitte eine E-Mail an: 

beate.siewert@voeb.de. Geben Sie einfach den Betreff 

„MittelstandsNews“ an. Hinweise und  

Anregungen nehmen wir gern entgegen. 

Weitere Newsletter des VÖB 
VÖB Überblick 

VÖB Finanzmarkt 

VÖB Zahlungsverkehr 

VÖB-Aktienmarkt-Prognose 

Quellennachweis 
www.bab-bremen.de, www.ibb.de, www.l-bank.de,  

www.ib-sachsen-anhalt.de, www.lfa.de, www.wibank.de, 

www.nrw.bank.de, www.ilb.de, www.kfw.de, 

www.bmwi.de, www.deutsche-bank.de, 

www.hypovereinsbank.de, www.commerzbank.de, 

www.europa.eu, www.creditreform.de, www.atradius.de 

Impressum 
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